
§ 28 SächsSÜG (Sachsen) — Abschluss der Sicherheitsüberprüfung;
Weitergabe sicherheitserheblicher Erkenntnisse
Sächsisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz
Landesrecht Sachsen
Stand: 26.08.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Die zuständige Stelle unterrichtet die nicht-öffentliche Stelle nur darüber, dass die betroffene Person zur
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ermächtigt oder nicht ermächtigt wird. Erkenntnisse, die die Ablehnung
der Ermächtigung zur sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betreffen, dürfen nicht mitgeteilt werden. Zur
Gewährleistung des Geheimschutzes können sicherheitserhebliche Erkenntnisse an die nicht-öffentliche
Stelle übermittelt werden. Sie dürfen von ihr ausschließlich zu diesem Zweck genutzt werden. Die
nicht-öffentliche Stelle hat die zuständige Stelle unverzüglich zu unterrichten, wenn sicherheitserhebliche
Erkenntnisse über die betroffene Person oder den in die Sicherheitsüberprüfung einbezogenen
Ehegatten, Lebenspartner oder Lebensgefährten bekannt werden.
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